
»In unserem Land ist kein Platz für Rechtsextremismus, Antise-
mitismus, Rassismus, Extremismus, Homophobie, Diskriminie-
rung und Intoleranz. Ihnen treten wir klar und entschieden 

entgegen – mit Worten und Taten.« So lautet ein Auszug aus einer 
Resolution der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) von Berlin-
Mitte, mit der im Oktober 2018 die Menschen aufgerufen wurden, 
zur #unteilbar-Demonstration zu gehen. Nun soll diese Erklärung 
rechtlich ungültig sein. Auf eine Beschwerde der AfD hin befand 
das bezirkliche Rechtsamt Anfang 2019, die Erklärung verstoße 
gegen das Bezirksverwaltungsgesetz, wonach sich die BVV nicht 
zu allgemeinen politischen Themen äußern dürfe. Dass Rassismus, 
Antisemitismus etc. keine »Sachverhalte mit Bezirksbezug« seien, 
irritiert nicht nur Bezirksverordnete in Mitte.

Deutlich wird an dem Vorgang eine wesentliche Strategie der AfD: 
Vorschriften oder Verordnungen werden äußerst restriktiv interpre-
tiert oder im eigenen Sinne ausgelegt, das politische Mandat wird mit 

dem Ziel benutzt, politische Gegner*innen mundtot zu machen und 
die alleinige Definitionsmacht über Begriffe wie Neutralität, Demo-
kratie oder ‚Volkswille‘ zu erlangen.

Dass demokratische Abläufe rechtlich geregelt sind und dass man 
sich auf diese Regeln beruft, ist selbstverständlich. Problematisch ist 
aber das rechtspopulistische Demokratieverständnis, das dahinter 
steckt. Grob vereinfacht steht die Demokratie auf zwei Säulen: Die 
der Volkssouveränität oder Volksherrschaft und der Verfassungssäule. 
Letztere schränkt die Herrschaft des Volkes zugunsten von Minderhei-
tenschutz und Pluralismus ein – der Kern einer demokratischen Kul-
tur. Indem Rechtspopulist*innen europaweit nur die Säule der unbe-
dingten Volksherrschaft adressieren, sind sie bereits im Wesen aus-
grenzend und antipluralistisch.

Andere Rahmen für das Handeln staatlicher und nicht-staatlicher 
Akteure in gesellschaftlichen Aushandlungsprozessen werden bei-
spielsweise gesetzt durch den Beutelsbacher Konsens, durch das 
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AfD gegen Projekte 

Neutral bekommt ihr nicht

Ausstellung

»Immer wieder?«

Rezension

Zur Rechten Zeit
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Mit dem Vorwurf, sich nicht »neutral genug« zu verhalten, zieht die Alternative für Deutschland immer häufiger gegen Projekte in Berlin 

und anderswo zu Felde. Unsere Gastautorin plädiert für mehr klare Haltung und deutlichere Unterstützung der angegriffenen Projekte.

Von Annika Eckel (Fach- und Netzwerkstelle Licht-Blicke)
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Neutral bekommt ihr nicht
Initiativen widersprechen rechten Diskursstrategien
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Indoktrinationsverbot an Schulen, die 
Berufsethik für Soziale Arbeit oder die 
Chancengleichheit der Parteien. Zugleich 
wird damit ein klarer Auftrag vermittelt. 
So legt das Berliner Schulgesetz in §3 Abs. 
3 fest, »Menschen anderer Herkunft, Reli-
gion und Weltanschauung vorurteilsfrei zu 
begegnen, zum friedlichen Zusammenle-
ben der Kulturen durch die Entwicklung 
von interkultureller Kompetenz beizutra-
gen und für das Lebensrecht und die Würde 
aller Menschen einzutreten«. Etwas spezi-
fischer formulieren es die Leitlinien des 
Bundesprogramms »Demokratie leben!«, 
aus dem einige Projekte, die aktuell von 
der AfD angegriffen werden, finanziert 
werden: »Vereine, Projekte und Initiativen 
werden unterstützt, die (…) insbesondere 
gegen Rechtsextremismus und Phänomene 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
wie z.B. Rassismus und Antisemitismus 
arbeiten.« Die Projekte sollen »eine wirk-
same Arbeit gegen [eine] demokratiege-
fährdende gesellschaftliche Entwicklung« 
leisten. Dass dazu eben auch gehört, auf 
rassistische, geschichtsrevisionistische 
und antimuslimische Weltbilder in Parteien 
hinzuweisen, passt der AfD wiederum 
überhaupt nicht.

Demokratisch bedeutet nicht 
neutral

Das Neutralitätsgebot legt die Pflicht der 
Staatsorgane und ihrer Vertreter*innen zur 
parteipolitischen Neutralität fest. Regie-
rungsmitgliedern und Minister*innen ist 
es beispielsweise verwehrt, 
im Vorfeld von Wahlen in 
ihrer amtlichen Funktion für 
eine bestimmte Partei ein-
zutreten. Der Wettbewerb 
der Parteien soll nicht aus 
einer so machtvollen Positi-
on heraus beeinflusst werden. Diese Neut-
ralitätspflicht versucht die AfD jedoch auf 
zahlreiche gesellschaftliche Bereiche wie 
Schulen, staatliche geförderte Projekte 
oder Theater auszudehnen. In einem BVV-
Antrag der AfD in Lichtenberg im Novem-
ber 2017 wird gefordert, der Fach- und 
Netzwerkstelle Licht-Blicke die Koordinati-
on des bezirklichen Runden Tisches für 
politische Bildung wieder abzunehmen und 

stattdessen eine »unabhängige neutrale 
Institution« auszuwählen. Begründet wird 
der Antrag damit, dass das Team von Licht-
Blicke »deutlich erkennen [lasse, A.E.], 
welcher politischen Couleur es angehört.« 
Den Hinweis auf das Ziel des Projektes, 
»extrem rechten und rassistischen Erschei-
nungsformen entgegen zu treten«, deutet 
die AfD dahingehend, dass der politische 
Ansatz nicht neutral sei.1

Die AfD sieht sich scheinbar im Wett-
bewerb der Parteien benachteiligt, wenn 
antifaschistische und antirassistische Pro-
jekte oder Lehrer*innen gegen ihre Inhalte 
argumentieren. Die Neutralitätspflicht wird 
dahingehend interpretiert als beinhalte sie 
einen Verzicht auf eigene Werte und Stel-
lungnahmen. Demokratische Diskurse sind 
aber ohne persönliche Haltungen, ohne 
Kontroverse nicht denkbar. Das Grundge-
setz spricht sich, im Sinne eines Gegenent-
wurfs zum Nationalsozialismus, für eine 
streitbare Demokratie aus. Neben dem frei-
en Meinungsaustausch leitet sich daraus 
auch eine Pflicht ab, für den Erhalt der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
einzutreten sowie extrem rechten und ras-
sistischen Umtrieben entgegen zu treten. 
Bürger*innen, egal wo sie angestellt sind, 
müssen rechtspopulistischen und diskrimi-
nierenden Bestrebungen also nicht taten-
los zusehen.

Perfide ist, dass die AfD bei ihrem Ver-
ständnis der Neutralitätspflicht die Begrif-
fe neutral und demokratisch gleichsetzt. 
Wer sich nicht neutral verhalte und alle 
Parteien und ihre Inhalte gleichermaßen 

zulasse, sei antidemokratisch. Das führt zu 
Verunsicherungen bis auf die lokalen Ebe-
nen der Gesellschaft. Ist der Stadtteilver-
ein antidemokratisch, wenn die AfD auf 
seinem Fest keinen Stand machen darf? Ist 
es das Jugendforum, wenn es keine 
Vertreter*in der AfD auf das Podium setzt? 
Nein, das sind sie nicht. Sie haben alles 
Recht dazu, diesen Leuten und ihren men-
schenverachtenden Inhalten kein Podium 

zu geben. Und die meisten tun das auch 
mit inhaltlich guten Stellungnahmen. 
Nach mehreren Diskussionsrunden schrieb 
beispielsweise das Berliner Jugendforum 
2018, warum es die AfD nicht einlädt: 
»Diese Erfahrung von Demokratie ist nur in 
geschützten Räumen möglich, in denen 
die demokratische Werteordnung uneinge-
schränkt gilt. Anderenfalls ist es für die 
Community und die Veranstalterin des 
#jufo18 (…) nicht möglich eigenverant-
wortliches Handeln im Rahmen der Grund-
werte und Grundrechte zu vermitteln.« 
Wohl wissend, wie die Reaktion der AfD 
ausfallen wird, heißt es weiter: »Es ist 
absehbar, dass sich Vertreter*innen der 
AfD als Opfer inszenieren werden, um den 
Mythos der Diskriminierten aufrechtzuhal-
ten. Dieses Vorgehen lässt am Interesse 
eines inhaltlichen Austausches zweifeln.«2

Einen Ausschluss inhaltlich zu begrün-
den ist eine Selbstverständlichkeit in 
demokratischen Diskursen. Der Wind hat 
sich aber gedreht: Rechtfertigen müssen 
sich immer seltener die Akteure, die mit 
ihren geschichtsrevisionistischen oder ras-
sistischen Inhalten selbst das demokrati-
sche Spielfeld verlassen, sondern jene, die 
sich im Sinne einer menschenrechtsorien-
tierten Kultur auf die Grenzen berufen. 
Viele Initiativen mussten in letzter Zeit 
die Erfahrung machen, dass es mal einen 
Shitstorm auf facebook hagelt, mal die AfD 
eine Anfrage zur Finanzierung des Vereins 
in der BVV stellt inklusive einer Diffamie-
rung als vermeintlich »linksextrem« oder 
weitere Einschüchterungsversuche folgen. 

Diesem Erklärungsdruck 
gerade auch in der Öffent-
lichkeit standzuhalten fällt 
kleinen Trägern oder Initia-
tiven nicht leicht. Erst 
recht, wenn man die eigene 
wertvolle Arbeit dabei nicht 

aus dem Blick verlieren will. Die AfD hat in 
Berlin auf Landes- und Bezirksebene in der 
letzten Zeit immer wieder Projekte wie die 
Berliner Register, das apabiz, die MBR Ber-
lin oder den Jugendclub JUP in Pankow ins 
Vis ier  genommen und Anfragen zu 
Mitarbeiter*innen, Finanzierungs- oder 
Arbeitsweisen gestellt. Die betroffenen 
Träger haben diese Strategie richtig ver-
standen. Sie sehen darin »nicht die Forde-

 Demokratische Diskurse sind aber ohne 
persönliche Haltungen, ohne Kontroverse 
nicht denkbar. 
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rung nach Transparenz. Vielmehr stellt sie 
den Versuch dar, unsere Arbeit zu delegiti-
mieren.«3 Sie schreiben in 
ihrer Berliner Erklärung dazu: 
»Mit Sorge schauen wir auf 
die Diskursverschiebung nach 
rechts: Die Grenzen des Sag-
baren im öffentlichen Raum 
haben sich verschoben und 
gesellschaftliche Fragestellun-
gen werden unter den Bedin-
gungen rechtspopulistischer 
Stichwortgeber*innen verhan-
delt.« Welche diskursiven Fol-
gen das bereits hat, wird nicht zuletzt 
deutlich, wenn in Fortbildungen die Frage 
aufkommt, wie man denn gegen die AfD 
argumentieren könne ohne in den Verdacht 
zu geraten links zu sein?

Rechter Kulturkampf

Die Debatte um die Neutralitätspflicht ist 
eine von vielen Diskursstrategien rechter 
Akteure. Sie verbindet sich nahezu flie-
ßend mit jenen um Meinungsfreiheit und 
einer behaupteten linken Hegemonie der 
Political Correctness (PC). Diese Diskurs-
strategien sind nicht neu. Dass sie funkti-
onieren, liegt nicht nur am vermeintlich 
strategischen Können der Rechten, son-
dern an der politischen Normalisierung von 
völkischem Denken, Leitkultur und Hei-
matliebe in Deutschland. Nur mit dieser 
lässt sich erklären, warum einige glauben, 
d i e  » R ü c kge w i n nu ng «  v o n  A f D -
Wähler*innen gelänge durch die Übernah-
me von nationalistischen, rassistischen 
und sexistischen Inhalten. Die Reprodukti-
on des ausschließenden Leitkulturgedan-
kens scheint näher zu liegen als die Erar-
beitung von politischen Konzepten, die 
der Vielfalt der Gesellschaft gerecht wer-
den. Wenn Politiker*innen und zivilgesell-
schaftliche Akteure der rechtspopulisti-
schen Stimmungsmache nicht mit einem 
deutlich progressiven Gegenentwurf 
begegnen, wird der durch rechte Tabubrü-
che erkämpfte Diskursraum immer als Ein-
ladung verstanden werden: Kommt mit 
euren (extrem) rechten Weltbildern in 
unsere Mitte. 
Für die Rechten waren Diskussionen um 
eine politisch korrekte Sprache, die Reprä-

sentanz von gesellschaftlichen Minderhei-
ten und die Rechte von Frauen oder 

LGBTIQ*-Menschen schon immer Angriffs-
punkte auf die Demokratie. Ihre Argumen-
tation verbinden sie mit einer bestimmten 
Auffassung von Meinungsfreiheit. So dürfe 
man angeblich bestimmte Dinge wegen der 
»PC-Diktatur« nicht mehr äußern. Darauf 
aufbauend werden dann faktenfreie Emoti-
onen von der ewig unterdrückten weißen 
Mehrheit geschürt. Exemplarisch ist die 
Adventskampagne der Berliner AfD #JaZu-
WeißenMännern mit kurzen Porträts wei-
ßer Männer. Man wolle, so der Berliner 
AfD-Vorsitzende Georg Pazderski, damit 
»einer längst aus den Fugen geratenen 
Genderkampagne«, aber vor allem der »bei 
Grünen und Linken grassierende[n] Diskri-
minierung von weißen Männern«4 etwas 
entgegensetzen. Der Resonanzraum für 
diese Inszenierung als bedrohte Mehrheit 
ist in den letzten Jahren in Europa stetig 
gestiegen.

Es geht auf der einen Seite um nichts 
weniger als um einen Kulturkampf, um 
einen Angriff auf die diverse Gesellschaft. 
Auf der anderen Seite brauchen wir aber 
einen realistischen Blick darauf, was 
eigentlich das wirkliche Potential der 
Rechten ist. In diesem Spannungsverhält-
nis geht es um die Frage von adäquaten 
und wirksamen Gegenstrategien, um Soli-
darität und die Definition demokratischer 
Werte im Alltag.

Stabil bleiben

Versteht man die Debatte um das Neutrali-
tätsgebot als einen Teil rechtspopulisti-
scher Diskursstrategien, wird klar, dass 
man sie nicht mit Rechtsgutachten oder 
juristischen Auseinandersetzungen (allein) 

wird gewinnen können. Die bisherigen 
Rechtsgutachten verweisen darauf, dass 

aus einer staatlichen Finan-
zierung von Projekten und 
Vereinen nicht unmittelbar 
eine Neutralitätspflicht für 
diese abgeleitet werden kann. 
Auch stünden Träger, die 
staatlich finanzierte Projekt 
durchführen, eben nicht im 
Wettbewerb mit anderen Par-
teien, weswegen eine dogma-
tische Konstruktion der Neut-
ralitätspflicht immer abzuwä-

gen sei mit dem Recht auf Meinungsfrei-
heit und der Frage, ob die Projekte über-
haupt in der Lage seien in den Wettstreit 
der Parteien erheblich einzugreifen. Jeder 
Einzelfall müsse geprüft werden.

Aufgrund der Förderleitlinien und des 
Selbstverständnisses haben gerade Projek-
te im Bereich der Demokratieentwicklung, 
der Antirassismusarbeit und der Rechtsext-
remismusprävention die Pflicht nicht neut-
ral zu sein, sondern grundgesetzwidrige 
und demokratiegefährdende Entwicklungen 
anzusprechen. Dieser prüfende Blick rich-
tet sich mitnichten nur auf die AfD. Die 
politische Bildungsarbeit und das antifa-
schistische Engagement dieser Projekte 
fokussiert sich seit vielen Jahren auf alle 
Orte in gesellschaftlichen Diskursen und 
Räumen, wo Menschen, zum Teil gewalttä-
tig, Gleichwertigkeit abgesprochen wird. 
Der Schutz vor Rassismus und der Erhalt 
von demokratischen Standards sollte keine 
Frage der politischen Haltung sein, son-
dern eine Selbstverständlichkeit für Enga-
gierte aus Zivilgesellschaft, Politik und 
Verwaltung. Für Akteur*innen aus den 
letzten beiden Bereichen muss das auch 
heißen, den Projekten und NGOs, die sie 
seit Jahren genau in diesem Sinne fördern, 
unermüdlich den Rücken zu stärken. Die 
gewachsene Landschaft von staatlich 
geförderten und antifaschistischen oder 
antirassistischen Projekten muss gerade 
jetzt gestärkt werden. 		    •

1 Drucksache DS/0491/VIII; BVV Lichtenberg 2 
https://jugendforum.berlin/info/afd-jufo 3 Berliner 
Trägererklärung »Für Menschenrechte und eine 
demokratische Kultur« 4 https://www.welt.de/
debatte/kommentare/article185133568/AfD-Aktion-
Ja-zu-weissen-Maennern-eine-einfaeltige-Aktion.html

 Versteht man die Debatte um 
das Neutralitätsgebot als einen Teil 
rechtspopulistischer Diskursstrategien, 
wird klar, dass man sie nicht allein mit 
juristischen Auseinandersetzungen wird 
gewinnen können. 
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Horst-Wessel-Lied wurde angestimmt. 
Auf Nachfrage des Richters zitiert der 
Zeuge textsicher die erste Strophe. 

Der Überfall vom 17. Oktober 1987, 
über den bereits am nächsten Morgen der 
West-Berliner Radiosender RIAS berichte-
te, war eine Zäsur im Umgang mit der ext-
remen Rechten in der DDR. Das Selbstver-
ständnis als antifaschistischer Staat 
stand einer offenen Auseinandersetzung 
mit den immer offensiver auftretenden 
Neonazis lange im Weg. Zwar beobachtete 
das Ministerium für Staatsicherheit (MfS) 
auch die Aktivitäten rechter »Skinheads«, 
die dem Staat neben »Punks«, »Grufties«, 
»Poppern« oder »Heavy‘s« als »negativ-
dekadente Jugendliche« galten. Eine 
öffentliche Erwähnung oder gar Auseinan-
dersetzung mit extrem rechten Erschei-
nungsformen in der DDR gab es bis dato 
jedoch nicht. Das änderte sich allmählich 

Die Ost-Berliner Zionskirche ist gut 
besucht an diesem Herbstabend 
im Oktober 1987. »Aus lauter 

Langeweile«, wie es auf dem handge-
malten Konzertplakat heißt, haben al-
ternative Jugendliche ein Konzert in der 
Kirche organisiert. Es spielen die West-
Berliner Band »Element of Crime« und 
die Ost-Berliner Punkband »Die Firma«. 
Weit über tausend Menschen kommen, 
selbst auf dem Altar drängeln sich die 
Leute. Doch der Abend wird vielen nicht 
nur wegen des Konzerts in Erinnerung 
bleiben. Als er die Kirche verließ, sei 
draußen bereits eine Schlägerei im Gan-
ge gewesen, berichtet ein Augenzeuge 
einige Wochen später vor dem Stadtbe-
zirksgericht Berlin-Mitte. Eine Gruppe 
von 30 Neonazis sei immer wieder auf 
Konzertbesucher*innen losgegangen, 
Flüchtende wurden verfolgt. Auch das 

»Immer wieder?« Bühne frei für unsere neue 
Ausstellung
Am 29. März eröffneten wir gemeinsam mit dem Aktiven Museum Faschismus und Widerstand in Berlin e.V. unsere Ausstellung 

»Immer wieder? Extreme Rechte und Gegenwehr in Berlin seit 1945«. Die zehn Stationen der Ausstellung dokumentieren 

anhand von verschiedenen Ereignissen der letzten Jahrzehnte unterschiedliche Aktionsfelder der extremen Rechten sowie 

Formen des gesellschaftlichen Widerspruchs. Eine Station widmet sich dem Neonazismus in Ost-Berlin.

Von Vera Henßler

nach dem Überfall auf das Konzert, bei 
dem mehrere Menschen verletzt wurden. 
Die rechten Aktivitäten rückten nun in 
den Fokus der Justiz. Allein in der Haupt-
stadt der DDR wurden im IV. Quartal 1987 
22 Verfahren gegen 58 Täter wegen »poli-
tisch akzentuiertem Rowdytum« eingelei-
tet, wobei »Skinheads« als »neue Erschei-
nung« besondere Beachtung fanden.1 

Interessant ist eine Einschätzung, die 
sich in diesem Zeitraum ebenfalls in der 
Akte der Generalstaatsanwaltschaft fin-
den lässt: »Durch fehlenden ernsthaften 
gesellschaftlichen Widerstand gegen die-
se Erscheinung wurden Täter in ihrem 
Auftreten bestärkt.«

Im Vorfeld des ersten Gerichtsprozes-
ses gegen vier der rund 30 Angreifer im 
November und Dezember 1987 stimmte 
sich die Generalstaatsanwaltschaft mit 
der SED darüber ab, welcher Zuschauer-

Die Ausstellung an ihrem ersten Ort in der Zionskirche. Foto: Maja Wypychowska
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kreis vorgesehen ist, darunter der Zentral-
rat der FDJ, »acht Genossen« der Bezirks-
verwaltung des MfS und »ein Vertreter der 
Jungen Welt zur Berichterstattung«.2 
Einem Aktenhinweis der Generalstaatsan-
waltschaft ist zu entnehmen: »Radio DDR 
hat HV aufgenommen.« Dieser Audiomit-
schnitt von der Hauptverhandlung, zwölf 
mittlerweile digitalisierte 90-Minuten-
Kassetten, kann im Archiv der Robert-
Havemann-Gesellschaft angehört werden. 
Darin wird deutlich, wie die Atmosphäre 
in diesem Herbst 1987 gewesen ist: Die 
Angst der Zeug*innen, den Tätern auf der 
Straße erneut zu begegnen (mehrere 
beantragen den Ausschluss der Angeklag-
ten bei der Vernehmung), die Empörung 
des Richters über die neonazistischen 
Parolen, die hohe Relevanz, die der Rich-
ter den Äußerlichkeiten der Angeklagten 
beimisst (»Wie nennt man diese Jeansho-
sen? Marmor-washed? Haben Sie das 
selbst gemacht?«) oder die Selbstsicher-
heit eines Angeklagten, der vor Gericht 
zugibt, bei der Vernehmung gelogen zu 
haben, »weil ich keine Lust hatte, da 
noch mehrere Tage zu verbringen und 
mich nur über dieses eine Thema zu 
unterhalten«. Doch auch wenn Neonazis-
mus in der DDR plötzlich ein Thema war, 
blieb das zentrale Narrativ, der Faschis-
mus sei ein kapitalistisches Phänomen 
und damit ein Import aus dem Westen, 
weiterhin bestehen. So hieß es von Sei-
ten der Verteidigung in einem zweiten 
Prozess Anfang 1988 gegen acht weitere 
Angreifer: »Wir leben direkt an der Naht-
stelle zwischen dem Kapitalismus und 
dem sozialistischen Lager und es ist also 
kein Wunder, wenn also solche kapitalis-
tischen Erscheinungsformen der Jugend, 
wie wir sie hier erlebt haben, eben auch 
auf unser Land überschwappen (...).«3 

Doch es gab auch Akteure, die das anders 
sahen. Als Reaktion auf den Überfall 
gründeten sich in verschiedenen Städten 
der DDR im Umfeld der Bürgerrechtsbewe-
gung unabhängige Antifa-Gruppen, die 
öffentlich auf den erstarkenden Neonazis-
mus in der DDR aufmerksam machten und 
deswegen unter scharfer Beobachtung 
des MfS standen. In einem 1989 publi-
zierten Aufsatz in der unabhängigen Zeit-
schrift Kontext plädierte der Autor und 

Bürgerrechtler Konrad Weiß statt »über-
zogener Gegenmaßnahmen« für eine 
Demokratisierung der DDR. Die Ursachen 
für den »neuen Faschismus« seien im 
Autoritarismus der DDR selbst zu suchen. 

Das Konzert und der Überfall auf die 
Zionskirche, der Prozess und die verschie-
denen Reaktionen sind Teil unserer Aus-
stellung »Immer wieder? Extreme Rechte 
und Gegenwehr in Berlin seit 1945«, die 
Ende März in der Zionskirche eröffnet 
wurde. An insgesamt zehn Stationen wer-
den zehn verschiedene Handlungsfelder 
der extremen Rechten dargestellt, und 
gesellschaftliche Gegenreaktionen abge-
bildet. Die Ausstellung arbeitet dabei 
sowohl mit Illustrationen, als auch mit 
Fotos, Dokumenten, Periodika oder Fly-
ern. Bei der Konzeption der Stationen 
gemeinsam mit dem Aktiven Museum 
konnten wir an mancher Stelle auf unsere 
eigenen Fotos und Archivalien zurückgrei-
fen. Aber auch Recherchen in anderen 
Archiven oder Bilddatenbanken förderten 
einige Dokumente zu Tage, die nun in der 
Ausstellung zu sehen sind. Fünf Stationen 
sind mit einem Bildschirm ausgestattet, 
auf dem sich Videos, O-Töne wie aus dem 
besagten Gerichtsprozess, unser interak-
tives Portal Rechtes Land, Redeauszüge 
von extrem rechten Demonstrationen, die 
wir dokumentiert haben oder auch Inter-
views sehen und hören lassen. Für The-
menneulinge erläutert ein Glossar an 
jeder Station zentrale Begriffe. 

Die Ausstellung will zum einen die 
Kontinuitäten der extremen Rechten in 
der Stadt aufzeigen, zum anderen aber 
auch auf die gesellschaftlichen Reaktio-
nen eingehen. Seit der Selbstenttarnung 
des NSU im Jahr 2011 und den flücht-
lingsfeindlichen Mobilisierungen scheint 
die extreme Rechte in der Bundesrepublik 
präsent wie nie zuvor. Tatsächlich ist sie 
jedoch kein neues Phänomen – auch nicht 
in Berlin. Bereits wenige Jahre nach dem 
Ende des Nationalsozialismus entstehen 
deutschlandweit erneut extrem rechte 
Parteien und Organisationen. Sie vertre-
ten einen radikalen Nationalismus und 
lehnen die Demokratie ab. In West-Berlin 
lassen sich diese Aktivitäten schon sehr 
früh nachvollziehen. In Ost-Berlin setzt 
in den späten 1980er-Jahren eine öffent-

liche Auseinandersetzung um den erstar-
kenden Neonazismus ein. In der Zusam-
menschau aller zehn Stationen wird 
erkennbar, dass extrem rechte Akteure 
schon immer versucht haben, gesell-
schaftlichen Einfluss zu gewinnen und 
ihre »Feinde« kompromisslos zu bekämp-
fen: auf dem Wege der außerparlamenta-
rischen und parteipolitischen Organisie-
rung, durch eine strategische Besetzung 
von Räumen, mit Demonstrationen und 
Aufmärschen, durch Angriffe auf Gedenk-
orte, in den Fußballstadien und immer 
wieder auch durch Gewalt und Terror. Die 
Ausstellung soll eine breite Öffentlichkeit 
daran erinnern, dass extrem rechte Phä-
nomene in der deutschen Nachkriegsge-
schichte zu keiner Zeit eine randständige 
Erscheinung gewesen sind. Nicht zuletzt 
ist sie aber auch ein Denkmal für die zahl-
losen Menschen, die sich nach 1945 in 
Berlin und andernorts für eine offene und 
demokratische Gesellschaft eingesetzt 
haben – und auch in Zukunft immer wie-
der einsetzen werden. •

1 Bundesarchiv, DP3/347 2 Bundesarchiv, DP3/393
3 Deutsches Rundfunkarchiv, DRA 2039771 

Ausstellungsorte

10. Mai - 14. Juni im Rathaus Neukölln,  
Eröffnung am 10. Mai um 18.00 Uhr mit 
Bezirksbürgermeister Martin Hikel
Karl-Marx-Str. 83, 12043 Berlin

24. Mai 2019 Veranstaltung 
»Erinnern an rechte Gewalt« beim Festival 
Offenes Neukölln, 19.30 Uhr im Prachtwerk 
Berlin, Ganghoferstr. 2, 12043 Berlin

18. Juni - 15. Juli im August Bebel Institut,  
Müllerstr. 163, 13353 Berlin

Der Katalog zur Ausstellung kann für 5 Euro 
plus Porto bei uns bestellt werden. Auf der 
Homepage steht außerdem pädagogisches 
Begleitmaterial für die Bildungsarbeit mit 
Jugendlichen ab 15 Jahren zum download 
bereit. 

https://www.apabiz.de/immer-wieder/
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Lange war es in der zeitgeschicht-
lichen Forschung auffallend still, 
wenn es um die Analyse zur ex-

tremen Rechten nach 1945 ging. Nun 
wurde offenbar auch hier bemerkt, dass 
extrem rechte, nationalistische und ras-
sistische Positionen das gesellschaftli-
che Zusammenleben zerstören. In ihrem 
Buch »Zur Rechten Zeit: Wider die Rück-
kehr des Nationalismus«, verbinden die 
Zeithistoriker*innen Norbert Frei, Fran-
ka Maubach, Christina Morina und Maik 
Tändler Gesellschaftsanalyse, Gegenwarts-
diagnose und historische Einordnung 
und führen die Leser*innen durch die 
deutsch-deutsche Geschichte seit Ende 
des Zweiten Weltkrieges. Damit verbun-
den ist das Ziel zu verstehen, warum heu-
te rassistische und nationalistische Positi-
onen lauter werden und auf Widerhall in 
der Bevölkerung stoßen. 

In acht Kapiteln zeigen die Autor*innen 
die Kontinuitäten (extrem) rechter Aktivi-

täten und Positionen auf: von Schluss-
strich-Forderungen Ende der 40er-Jahre, 
antisemitischen Schmierereien und Schän-
dungen in den 50er-Jahren, den Erfolgen 
der NPD in den 60ern, dem Erstarken von 
rassistischer und neonazistischer Gewalt 
seit den 70ern und 80ern bis hin zum  
»Vereinigungsrassismus« (wie sie es nen-
nen) der 90er Jahre inklusive Ausschrei-
tungen und Pogromen. Sie zeichnen die 
Entwicklungen nach, die sich, sowohl in 
Ost- als auch Westdeutschland, in den 
Erfolgen der AfD widerspiegeln. Insgesamt 
liefert das Buch einen guten Überblick über 
die Geschichte der extremen Rechten nach 
1945. Auch das Thema Migration in BRD 
und DDR, sowie der unterschiedliche 
Umgang mit der Geschichte des National-
sozial ismus in beiden Staaten wird 
beleuchtet.

Spätestens seit dem Einzug der AfD in 
den Bundestag 2017 wird ernsthaft über 
die Sorge vor dem Scheitern der Demokra-
tie diskutiert. Als Mahnung existiert der 
Vergleich mit der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten und dem Zusammen-
bruch der Weimarer Demokratie im Jahr 
1933. Die Autor*innen argumentieren, dass 
sie den Vergleich aufgrund anderer ökono-
misch-sozialer als auch historisch-politi-
schen Rahmenbedingungen für unzutref-
fend halten. Im für Historiker*innen leider 
nicht unüblichen Duktus unterstellen sie 
Journalist*innen einerseits einen Hang zur 
»Alarmstimmung« als auch Kolleg*innen 
aus Politik- und Sozialwissenschaft zu ein-
seitig in »situativen Befunden« verhaftet 
zu sein, während allein die Geschichtswis-
senschaft eine distanzierte Einordnung des 
Untersuchungsgegenstandes liefern könne. 
Mehr Anerkennung der in diesen Feldern 
bereits seit vielen Jahrzehnten geleisteten 
Analyse hätte dem Buch durchaus gut 
getan. Ignorant ist es aber dann, wenn die 
Autor*innen meinen, es fehle in der 
Betrachtung der rechten Mobilisierungen 

um 2015 an analytischen Bezügen zu den 
1990er Jahren. Dabei wird in der kritischen 
Rechtsextremismusforschung als auch in 
diversen antifaschistischen Recherchen 
immer wieder darauf hingewiesen, dass die 
rassistischen 90er Jahre sowohl den rech-
ten Terror des NSU ebneten, als auch die 
Generationen, die heute sowohl auf der 
Straße als auch in den Parlamenten gegen 
Geflüchtete und Migrant*innen hetzen, 
prägten.

»Zur Rechten Zeit« ist eine Stellung-
nahme gegen rechte Positionen in Deutsch-
land. Für das Fachpublikum findet sich im 
Buch wenig Neues, aber für Interessierte 
bietet das Buch einen sehr guten Überblick 
und kann als Einstieg ins Thema genutzt 
werden. Weiterführend wären Analysean-
sätze zu antifeministischen Positionen 
interessant gewesen, da die AfD hiermit  
recht erfolgreich Politik betreibt. Insbe-
sondere die aktuelle Verzahnung von sexis-
tischer und rassistischer Agitation wäre ein 
paar Zeilen wert gewesen.

Aus Perspektive antifaschistischer For-
schung und Recherche zur extremen Rech-
ten finden sich leider einige analytische 
Ungenauigkeiten und unkritische Begriff-
lichkeiten, wie etwa »Fremdenfeindlich-
keit«. Zu bemängeln ist, dass der Begriff 
»Antifaschismus« nahezu ausschließlich 
negativ im Zusammenhang mit der DDR 
fällt. Eine antifaschistische Tradition in der 
Bundesrepublik und insgesamt nach 1990 
wird nicht benannt. Die DDR-Analyse 
kommt in der Gewichtung des Buches letzt-
lich immer noch zu kurz und bietet ein Ein-
fallstor für totalitarismustheoretische Ver-
gleiche von Nationalsozialismus und DDR. 

Grundsätzlich ist es zu begrüßen, dass 
die Debatte und das Engagement gegen 
Rechts durch die zeitgeschichtliche Heran-
gehensweise bestärkt und durch dieses 
Buch weitere Zugänge für eine breitere 
gesellschaftliche Auseinandersetzung 
ermöglicht werden. 		     •

Das Nachleben des National-
sozialismus

von Svenna Berger und Kilian Behrens

Norbert Frei, Franka Maubach, Christina Morina, Maik 
Tändler: Zur Rechten Zeit. Wider die Rückkehr des 
Nationalismus, Ullstein, Berlin 2019, 20,- Euro

      Rezension
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Deutscher Bombenleger in Spa-
nien verhaftet
Mallorca (Spanien)/ Burglengenfeld • Ein 
28-Jähriger aus dem bayerischen Burglen-
genfeld wurde Mitte März auf Mallorca ver-
haftet. Der in der spanischen Presse als 
Neonazi bezeichnete Michael Leopold S. 
war von den deutschen Behörden per Haft-
befehl gesucht worden. Ihm wird vorgewor-
fen, im Februar 2019 eine Rohrbombe auf 
einem Feldweg neben einer Baustelle abge-
legt zu haben. Die selbst gebaute und 
sprengfähige Bombe, die wohl auch Queck-
silber enthalten habe, wurde vor der Deto-
nation zufällig gefunden. Unklar ist der-
zeit, warum zwar die spanischen Behörden 
davon sprechen, der Verdächtige unterhal-
te »enge Kontakte zur rechtsradikalen Sze-
ne und der sogenannten Reichsbürgerbe-
wegung«, die deutschen Behörden hinge-
gen dazu »keine belastbaren Erkenntnisse« 
haben wollen. Der Mann wurde Mitte April 
nach Deutschland ausgeliefert.

Nazis gründen »Festung Europa«
Sofia (Bulgarien) • Am 20. April 2019, dem 
Geburtstag Adolf Hitlers, gründeten sechs 
neonazistische Organisationen auf einem 
Treffen in Sofia, das von der Bulgarischen 
Nationalunion (BNS) ausgerichtet wurde, ein 
Bündnis mit dem Namen »Festung Europa«. 
Für die deutsche Kleinstpartei Die Rechte 
nahm Matthias Deyda (Dortmund) an der 
Konferenz teil. Man wolle zukünftig Kam-
pagnen länderübergreifend koordinieren 
und den Kontakt intensivieren, hieß es in 
einem Bericht der Partei. Zudem nahmen 

teil: Les Nationalistes (Frankreich), Legion 
Hungary (Ungarn), Nationale und Soziale Front 
(NSF) (Tschechien) und Szłurm I Assault 
(Polen). Weitere sollen angeblich folgen, 
man wolle bereits im Europawahlkampf 
»Akzente setzen«, so Deyda, der »Aus-
landsbeauftragter« und selber Kandidat für 
das Europaparlament ist.

Alt-Nazi Fiedler tot
Alfeld • Am 3. Februar 2019 starb Hans-
Michael Fiedler (75), ein langjähriger Akti-
vist der extremen Rechten. Fiedler wurde 
bereits in den 1960er Jahren als Herausge-
ber der Zeitschrift missus (1963-1988) 
bekannt. Als Gründungsmitglied der NPD 
widmete er sich vor allem dem Einfluss auf 
Vertriebenen-, Schüler- und Studentenor-
ganisationen. Jahrzehntelang besaß Fied-
ler durch vielfältige persönliche Kontakte 
bis hinein in den rechten Rand der Union 
einen kleinen, aber nicht unbedeutenden 
Einfluss, den er vergeblich für die Intellek-
tualisierung der extremen Rechten einzu-
setzen versuchte. Gemeinsam mit Jürgen 
Rieger und anderen nahm Fiedler an den 
gewalttätigen Ausschreitungen gegen den 
Besuch des damaligen Ministerpräsidenten 
der DDR, Willi Stoph, am 21. Mai 1970 in 
Kassel teil. Der Versuch Fiedlers, im sächsi-
schen Meerane eine »Tagungsstätte Mittel-
deutschland« aufzubauen, scheiterte end-
gültig 2014; das Mietshaus mitsamt Biblio-
thek verfiel, nachdem er wieder nach Nie-
dersachsen gezogen war. Umfangreiche 
Teile des politischen Wirkens Fiedlers kön-
nen im apabiz eingesehen werden.

Alles nur Theater? Broschüre 
zum Kulturkampf von rechts
Berlin • Es ist schon etwas zynisch: Unsere 
Kolleg*innen von der MBR Berlin veröf-
fentlichen eine Broschüre mit Handlungs-
empfehlungen im Umgang mit dem Kultur-
kampf von rechts, und geraten damit selbst 
in den Fokus des Feuilletons. Mittlerweile 
ist eine korrigierte, zweite Auflage erschie-
nen. Ausgangspunkt der Broschüre ist u.a. 
die Beratungsarbeit, so haben sich Bera-
tungsanfragen an die MBR von Kunst- und 
Kulturschaffenden gehäuft, wie im Vorwort 

erläutert wird. Die Broschüre stellt dar, 
mit welchen Motiven und Techniken 
rechte Akteure Hegemonie im Kultur-

sektor erlangen wollen. Anhand verschie-
dener Beispiele, etwa Aktionen der Identi-
tären, Debatten um die Podiumsteilnahme 
rechter Akteure oder die Diskreditierung 
von Trägern und Institutionen im parla-
mentarischen Raum werden kulturpoliti-
sche Strategien der Diskursverschiebung 
von rechts analysiert. In den Handlungs-
empfehlungen finden sich hilfreiche Hin-
weise zur Orientierung, nicht nur für Kultur-
einrichtungen. So wird erläutert, dass es 
keinen pauschalen Besuchsanspruch für 
Abgeordnete in staatlich geförderten Ein-
richtungen gibt. Die Passage, die Aus-
gangspunkt der teilweise vernichtenden 
Kritik der Feuilletons gewesen ist, ist in der 
zweiten Auflage nicht mehr enthalten. 	
 www.mbr-berlin.de
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• Tilo Giesbers, Anika Taschke: Rät*innen gegen 
Rechts – Umgang mit Rechten in kommunalen Gremi-
en, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Berlin 2019.
Nach den kommenden Kommunalwahlen ist zu erwarten, dass zahlrei-
che Vertreter*innen von (extrem) rechten Parteien und Wahlvereini-
gungen in den kommunalen Strukturen vertreten sein werden. Das pra-
xisnahe Buch der Rosa-Luxemburg-Stiftung versucht für künftige Ausei-
nandersetzungen mit rechten Politikinhalten das notwendige Rüstzeug 
zu liefern. Den Schwerpunkt bildet hierbei die Darstellung von über 30 
»Thematischen Aktionsfelder[n] rechter Akteur*innen« mit einer star-
ken kommunalen Komponente wie Bildungspolitik, Natur- und Umwelt-
schutz oder Sozialpolitik. Dem zur Seite stellen die Autor*innen dan-
kenswerter Weise mögliche Handlungsstrategien im zukünftigen 
Umgang mit rechten Akteur*innen. (ps)

• Forschungsgruppe Ideologien und Politiken der 
Ungleichheit (FIPU): Rechtsextremismus Band 3:  
Geschlechterreflektierte Perspektiven, Mandelbaum 
Verlag, Berlin 2019.
Die Wiener Forschungsgruppe FIPU, die sich in der heutigen Rechtsext-
remismusforschung sowieso dadurch auszeichnet, erfreulich 
geschlechterreflektierend zu analysieren, hat einen neuen Band heraus-
gegeben, der sich ausschließlich um ‚gender‘ und Rechtsextremismus 
dreht. Die zehn Beiträge reichen von einem Überblick über den gegen-
wärtigen Forschungsstand in Österreich, über eine geschlechterpoliti-
sche Verortung der FPÖ über die Betrachtung von Trans*personen und 
Trans*feindlichkeit bis hin zu theoretischeren Artikeln mit Analysen 
und Überlegungen, die weit über das Land hinaus reichen. Dazu gehö-
ren u.a. die Betrachtung von Interfeindlichkeit, die Bedeutung von 
unterschiedlichen Männlichkeitskonstruktionen innerhalb der extremen 
Rechten oder die Frage, inwieweit der ‚Anti-Gender‘-Diskurs als ‚kultu-
reller Code‘ eine Scharnierfunktion zwischen verschiedenen 
Akteur*innen bildet. Und auch wenn sich ein letzter Beitrag kritisch-
solidarisch mit den Protesten gegen »Lebensschützer« wieder nur mit 
Österreich beschäftigt, so ist er bestimmt - wie das ganze Buch - auch 
für ein deutsches Publikum interessant und das nicht nur für diejeni-
gen, die in Berlin oder Annaberg-Buchholz demonstrieren gehen. (es)

• Benjamin-Immanuel Hoff, Heike Kleffner, Maximilian 
Pichl, Martina Renner (Hrsg.): Rückhaltlose Aufklä-
rung? NSU, NSA, BND – Geheimdienste und Untersu-
chungsausschüsse zwischen Staatsversagen und 
Staatswohl, VSA, Hamburg 2019.
Die Herausgeber*innen wollen die Möglichkeiten und Grenzen parla-
mentarischer Untersuchungsausschüsse und deren gesetzliche Rahmen-
bedingungen beleuchten. Zu klären sei, ob und inwieweit eine Kontrol-
le von Geheimdiensten und die Aufklärung von Verbrechen mit dem 
»schärfsten Schwert« des Parlaments überhaupt möglich ist. Hierfür 
konnte ein breites Spektrum an Autor*innen gewonnen werden, die 
sowohl die Außenperspektive von Jurist*innen und Journalist*innen, 
etwa von NSU-Watch, als auch die Innenansicht der Parlamentarier*innen 
wiedergeben. Aus den einzelnen Beiträgen geht hervor, dass das Ver-
sprechen einer rückhaltlosen Aufklärung zu den jüngsten Ereignissen – 
zum NSU-Komplex, zum NSA-Skandal und dem Anschlag am Breit-
scheidplatz – von den Untersuchungsausschüssen nicht eingehalten 
wurde. Die Ursachen hierfür werden jedoch jeweils unterschiedlich ver-
ortet und gewichtet. Das Buch gibt einen guten Überblick über die 
Probleme, Erfolge und das Potenzial von Untersuchungsausschüssen und 
regt zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der Thematik an. (jk)

• Gideon Botsch, Jan Raabe, Christoph Schulze 
(Hrsg.): Rechtsrock – Aufstieg und Wandel neonazisti-
scher Jugendkultur am Beispiel Brandenburgs, be.bra 
wissenschaft verlag, Berlin 2019.
Rechte Musik ist seit Jahrzehnten nicht nur Bestandteil zahlreicher 
rechter Biographien, sondern erfreut sich als neonazistisches Aktions-
feld auch weiterhin großer Beliebtheit. Der neue Sammelband beleuch-
tet das vielschichtige Thema mit einem Regionalschwerpunkt, jedoch 
ohne die bundesweite Perspektive zu verlieren. Nach einem ausführli-
chen Einstieg zu »Rechtsrock in Deutschland« werden Netzwerke wie 
Blood & Honour genauso untersucht wie die »V-Mann-Problematik«, aber 
auch zivilgesellschaftliche Interventionen gegen Rechtsrock in der 
Kleinstadt Finowfurt. Dieser erste Band ist ein gelungener Auftakt der 
neuen Reihe »Potsdamer Beiträge zur Antisemitismus- und Rechtsext-
remismusforschung«. (ps)

Dank an die Verlage!   Neu im Archiv


